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fassung verlangt — jeder Täter seiner Verantwortung zu­
geführt und kein Unschuldiger bestraft wird. Dabei läßt die 
Anweisung ausreichend Raum für das schöpferische Mit­
denken, wie die Arbeit des Staatsanwalts weiter rationali­
siert werden kann. Bei allen Überlegungen gilt der Grund­
gedanke, daß Effektivierung der Verfahrensbearbeitung wohl 
Gewinn an Zeit, in erster Linie aber Gewinn an gesellschaft­
licher Wirkung für die Vorbeugung bedeutet und nicht auf 
Kosten der Partner — wie der Untersuchungsorgane und der 
Gerichte — oder anderer Verfahrensbetefflgter — wie der 
Kollektive oder der Zeugen — gehen kann. Für Staatsan­
wälte gilt daher unabdingbar die Forderung des Parteitages 
nach einem Arbeitsstil, der die Bereitschaft und Fähigkeit 
voraussetzt, „sich auf das Neue einzustellen, nicht in alten 
Gewohnheiten zu verharren, sondern aktiv und schöpferisch 
nach entsprechenden Lösungen zu suchen, bei auftretenden 
Problemen nicht abzuwarten, sondern selbst Vorschläge zu 
ihrer Lösung zu unterbreiten“.5 6 Das verlangt, in erster Linie 
zu überlegen, wie Dynamik, Flexibilität und Lebensverbun­
denheit des sozialistischen Rechts noch wirksamer zum Aus­
druck zu bringen sind. Neue Forderungen werden auch an 
die Wirksamkeit der Kontrolle erhoben. Das gilt sowohl für 
die kritische Prüfung von Entscheidungen in der höheren 
Instanz als auch für die Qualifizierung der Hilfe und Kon­
trolle gegenüber nachgeordneten Staatsanwälten. Immer 
sollte es darum gehen, hervorragende Leistungen schnell zu 
erkennen, zum Maßstab aller zu machen und so in die Breite 
zu wirken.

Zusammenarbeit der Staatsanwälte 
mit anderen staatlichen Organen

Wir sind uns bewußt, daß die wachsenden Aufgaben nicht im 
Alleingang der Staatsanwälte zu lösen sind. Wir bauen auf 
die fruchtbaren Erfahrungen einer engen Zusammenarbeit 
mit allen staatlichen und gesellschaftlichen Organen, denen 
auf diese oder jene Weise Verantwortung bei der Durchset­
zung des Rechts und der Wahrung der sozialistischen Gesetz­
lichkeit übertragen wurde. Für jeden Staatsanwalt ist es 
Klassen- und Dienstpflicht, seine Tätigkeit in die politische 
Führungstätigkeit auf Kreis- bzw. Bezirksebene entspre­
chend den Annaberger Erfahrungen einzuordnen. Von 
besonderem Stellenwert ist dabei eine konkrete und regel­
mäßige Information über die Lage und über ideologische 
Prägen im Zusammenhang mit der Vorbeugung und Bekämp­
fung von Kriminalität und anderen Rechtsverletzungen. Auf 
eine qualitativ höhere Stufe ist dabei die Zusammenarbeit 
mit den örtlchen Volksvertretungen und ihren Räten entspre­
chend den Anforderungen des GöV zu heben. Diese neue 
Qualität muß in verbesserter inhaltlicher Aussage der an die 
Organe der Staatsmacht gerichteten Informationen und deren 
unmittelbarer Verwertbarkeit für die staatliche Tätigkeit be­
stehen, gewiß aber nicht in erster Linie in einem größeren 
Umfang der Teilnahme an Beratungen oder der Mitarbeit in 
Kommissionen.

Kernstück der Zusammenarbeit ist das abgestimmte Zu­
sammenwirken mit den anderen Justiz- und Sicherheitsor­
ganen. Auf der Grundlage der hohen Wahrnahme der ver­
fassungsmäßigen, gesetzlichen Eigenveraiitwortung, nach dem 
Grundsatz, daß die Mitarbeiter jedes Organs für die Quali­
tät ihres persönlichen Arbeitsergebnisses bürgen, wird die­
ses Zusammenwirken gemäß den jährlichen Plänen der 
Hauptaufgaben noch enger gestaltet werden. Wir haben her­
vorragende Erfahrungen in unserem Land, wie dieses Zu­
sammenwirken im Interesse der strikten Durchsetzung von 
Ordnung, Disziplin und Sicherheit, zielgerichteter staatlicher 
Maßnahmen und gesellschaftlicher Initiativen zur Vorbeu­
gung der Kriminalität zu gestalten ist. Gerade deshalb fühlen 
wir uns verpflichtet, dieses planmäßige Zusammenwirken 
weiter zu effektivieren. Dafür sind die Staatsanwälte auf 
allen Ebenen verantwortlich.

Die Beschlüsse des XI. Parteitages haben vielfältige 
Initiativen zur weiteren Verbesserung der Wirksamkeit un­
serer Arbeit ausgelöst. Die Justizorgane des Kreises Eise­
nach, zu denen auch der Staatsanwalt des Kreises mit seinem 
Dienstkollektiv gehört, zeigen das in vorbildlicher Weise.®

*

Der Rat für staats- und rechtswissenschaftliche Forschung 
an der Akademie der Wissenschaften der DDR und der Bei­
rat für Staats- und Rechtswissenschaft beim Ministerium für 
Hoch- und Fachschulwesen führten am 13. Juni 1986 eine ge­
meinsame wissenschaftliche Arbeitstagung durch, die der 
Auswertung des XI. Parteitages der SED für die weitere Pro­
filierung der Forschung auf dem Gebiet von Staat und Recht 
gewidmet war.

Der Vorsitzende des Rates für staats- und rechtswissen- 
schaftliche Forschung, Prof. Dr. W. W e i c h e l t ,  ging in sei­
nem Referat davon aus, daß der mit dem XI. Parteitag ein­
geleitete qualitativ neue Abschnitt bei der weiteren Gestal­
tung der entwickelten sozialistischen Gesellschaft auch eine 
Reihe wichtiger neuer Fragen auf dem Gebiet von Staat und 
Recht aufwirft. So stellt die neue Etappe der wissenschaft­
lich-technischen Revolution z. B. höhere Anforderungen an 
die Förderung des wissenschaftlichen Schöpfertums mittels 
des Rechts, an die Kooperation von Forschung und Produk­
tion, an die Risikoproblematik, an die Durchsetzung des so­
zialistischen Leistungsprinzips u. a. m. Aus der zunehmenden 
Verflechtung von Politik, Ökonomie, Ideologie, Wissenschaft, 
Kultur, Verteidigung und anderen Bereichen der sozialisti­
schen Gesellschaft ergeben sich neue Fragen der Vervoll­
kommnung der sozialistischen Demokratie und ihrer Wirk­
samkeit, der komplexen und vorausschauenden staatlichen 
Leitung und Planung, der -Rechtsgestaltung und Rechtsver­
wirklichung sowie der Rechtspropaganda und Rechtserzie­
hung. Größere Aufmerksamkeit muß auch den Rechtsfragen 
der sozialistischen ökonomischen Integration gewidmet wer­
den.

Ausführlich wandte sich W. Weichelt den Fragen der wei­
teren Entfaltung und Vervollkommnung der sozialistischen 
Demokratie in den Betrieben und Territorien, dem Ausbau 
der Rechte und der Verantwortung der Gewerkschaften, der 
breiteren Einbeziehung der Bürger in die Vorbereitung und 
Durchführung von Entscheidungen örtlicher Staatsorgane 
sowie den Anforderungen an die Tätigkeit der Volksvertre­
tungen aller Ebenen zu.

Der Rektor der Akademie für Staats- und Rechtswissen­
schaft der DDR, Prof. Dr. H. S t e e g e r ,  erläuterte den For­
schungsplan der Akademie, der sich insbesondere einer mo­
dernen, praxisbezogenen Theorie der staatlichen Leitung zu­
wendet. Prof. Dr. E. В u c h h о 1 z, Vorsitzender des Beirats 
für Staats- und Rechtswissenschaft beim Ministerium für 
Hoch- und Fachschulwesen, entwickelte Gedanken zur künf­
tigen Ausbildung von Jurastudenten.

Weitere Diskussionsbeiträge beschäftigten sich mit dem 
internationalen Kräfteverhältnis und den Hauptrichtungen 
der Forschung auf dem Gebiet des Völkerrechts, mit der Ge­
währleistung und Sicherung der Grund- und Menschenrechte, 
mit dem interdisziplinären Thema „Innovation — Triebkräfte 
— Wirtschaftsrecht“, mit konzeptionellen Fragen eines Rechts­
gebiets „Recht in Wissenschaft und Technik“, mit arbeits­
rechtlichen Konsequenzen aus der Beschleunigung des wis­
senschaftlich-technischen Fortschritts, mit Rechtsfragen der 
inneren Struktur der LPGs und der landwirtschaftlichen Ko­
operation, mit rechtlichen Lösungswegen im Rahmen der so­
zialistischen ökonomischen Integration und innerhalb der 
Wirtschaftsbeziehungen mit Ländern des nichtsozialistischen 
Wirtschaftsgebiets, mit dem Verhältnis von Informatik, Wirt­
schaftsleitung und Recht.

Die sozialistische Gesellschaft eröffnet in ihrem Reifen neue 
Wege, die sowohl materiell wie ideell, objektiv und subjektiv 
die Möglichkeiten der Vorbeugung gegen Kriminalität er­
weitern. Sie geschickt zu nutzen .ist Anspruch an Wissen, 
Haltung und Engagement der Staatsanwälte. Das ist bei der 
Auswahl und Qualifizierung der Staatsanwälte ständig zu 
beachten.

Die Dokumente des XI. Parteitages der SED verdeutli­
chen, daß eine neue Etappe bei der Verwirklichung des vom 
IX. Parteitag beschlossenen Parteiprogramms begonnen 
wurde. Das ungestüme Wachstum wissenschaftlicher Erkennt­
nisse,' die für den Kampf gegen Kriminalität nutzbar ge­
macht werden können, verlangt ausgewogene Maßnahmen, 
durch die rationell das notwendige Wissen vermittelt wer­
den kann. Dabei wird — wie bisher schon — die Qualifizie­
rung und Erziehung am Arbeitsergebnis einen entscheiden­
den Platz einnehmen.
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